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„Gemeinsam sind wir stark“
Unter dieses Motto stellte der Verbandsvorsitzende der  Ersatzkassen, 
Christian Zahn, sein Grußwort, referierte über die Notwendigkeit 
starker, regionaler Repräsentanzen und würdigte die 25-jährige 
 erfolgreiche Arbeit der Landesvertretung in Mecklenburg-Vorpommern.

S
ozialministerin Hesse lobte die 
gute Arbeit der regionalen Ersatz-
kassenvertretung im Land und be-
tonte, dass es viele Schnittstellen 

zwischen ihrer Arbeit und der der Landes-
vertretung gibt. Beispielhaft erwähnte sie 
die Konzertierte Aktion, der Psychiatrie- 
und der Geriatriebeirat oder die Runde 
der Krankenhausplanungsbeteiligten. An-
gesichts der Herausforderungen, vor de-
nen wir in der gesundheitlichen Versor-
gung stehen, werden diese Möglichkeiten 
erhalten bleiben – oder sich sogar meh-
ren, meinte die Ministerin.

Ersatzkassen sind wichtiger Partner

Einen besonderen Fokus legte sie auf 
den Bereich der Pflegeversicherung. Ei-
ner zunehmenden Anzahl Pflegebedürf-
tiger wird künftig nur ein begrenztes An-
gebot an professionellen Pflegekräften 
gegenüber stehen. Das stelle besonde-
re Anforderungen an das Gesundheits- 
und Pflegesystem und daran, dass bei-
des zusammen gedacht werden muss. 
Um diese Versorgung auch in Zukunft zu 
gewährleisten, müsse man die Gesund-
heitsversorgung mit dem schönen Wort 
„sektorenübergreifendend“ denken. Das 

heißt: Die vorhandenen Angebote müs-
sen besser ineinandergreifen: Arztpraxen, 
Reha-Einrichtungen, ehrenamtliche Hil-
fen und Pflege. Hier gilt es, die Chancen, 
die das neue Versorgungsstärkungsgesetz 
bietet, gemeinsam zu nutzen und umzu-
setzen. „Und ich sage mit Bedacht gemein-
sam, denn ich sehe den Ersatzkassenver-
band als wichtigen Partner.“

Erfolgreiche Solidargemeinschaft

Der Verbandschef der Ersatzkassen, 
Christian Zahn, ging in seinem Gruß-
wort auf die historische Entwicklungen 
der Landesvertretungen ein. Anfang der 
90er Jahre wollten die meisten Landes-
regierungen gerne über alle Krankenkas-
sen die Aufsicht führen. Und sie wollten 
feste und verlässliche Ansprechpartner 
vor Ort haben. Nach der Wiedervereini-
gung musste außerdem die Krankenver-
sicherung in den neuen Bundesländern 
aufgebaut werden. Deshalb haben sich 
die Ersatzkassen damals entschieden, 
über gemeinsame Landesvertretungen 
ihre regionale Präsenz zu stärken. Doch 
am Konzept der bundesweit organisier-
ten Ersatzkassen ließen sie nicht rüt-
teln. Im Gegenteil: Der Finanzausgleich 
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Besonders erfreulich für die vdek-
Landesvertretung war, dass sich So-
zialministerin Birgit Hesse (SPD) 
trotz vieler anstehender Termine 
dennoch die Zeit genommen hat-
te und bei der Festveranstaltung als 
erste ein Grußwort hielt. Sie lobte 
den Einsatz der Ersatzkassen beim 
Aufbau eines funktionierenden, flä-
chendeckenden Gesundheitssys-
tems im Land.
„Weil Sie als Interessenvertretung 
Ihrer Mitgliedskassen und beson-
ders der über 650.000 Ersatzkas-
senversicherten mit Ihrem Know-
how und Ihren Ideen ein wichtiger 
und konstruktiver Akteur auf dem 
Weg sind, für die Menschen in 
Mecklenburg-Vorpommern eine zu-
kunftsfeste, erreichbare, gute und 
bezahlbare Versorgung zu gewähr-
leisten, gratuliere ich dem vdek be-
sonders gern und besonders herz-
lich zu einem Vierteljahrhundert 
gesunder Arbeit.“

Z U S P R U C H

Vierteljahrhundert 
„gesunde Arbeit“

EHRENGAST  Ministerin Birgit Hesse
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Landesausschusses der Ersatzkassen, 
Frau Sabine Hansen, von der DAK-Ge-
sundheit.

Als quasi „Urgestein“ der Ersatzkas-
sengemeinschaft war sie von Anfang an 
dabei und hat die Entwicklung der vdek-
Landesvertretung aktiv begleitet. Neben 
den vielen räumlichen Stationen, ging sie 
auch auf die zunehmende Aufgabenviel-
falt der Landesvertretung ein. Auch sei 
es bestimmt nicht immer leicht gewesen, 
die teilweise unterschiedlichen Interes-
sen der Mitgliedskassen unter einen Hut 
zu bringen („Ein Sack Flöhe hüten mag 
manchmal einfacher sein“). Lobenswert 
hob sie hervor, dass die Ersatzkassen als 
federführender Verband die strukturelle 
Entwicklung der stationären Versorgung 
vorangetrieben haben; viel früher als an-
dere Bundesländer. So gab es 1989 noch 
55 Krankenhäuser mit 18.835 Betten. Im 
aktuellen Krankenhausplan sind noch 37 
Häuser mit 11.134 Betten, davon 1.215 ta-
gesklinische Behandlungsmöglichkeiten 
aufgeführt. Damit ist unser Bundesland 
für zukünftige Anforderungen gerüstet. 
Dazu müssen allerdings weiterführen-
de und trägerübergreifende Prozesse in 
Gang gesetzt werden, müssen sich Kran-
kenhäuser spezialisieren und Kranken-
hausträger gezielt übergreifend koope-
rieren.  

bundesweiter Kassen stabilisierte einer-
seits die Beitragssätze in den Ländern 
mit tendenziell niedrigeren Einkommen. 
Andererseits können die hohen Preise in 
ausdifferenzierten Versorgungsregionen 
solidarisch aufgefangen werden. Mit die-
sem Ansatz waren und sind die Ersatzkas-
sen ausgesprochen erfolgreich.

Einst allein politischer Brückenkopf, 
steht die Arbeit der Landesvertretungen 
heute auf drei Säulen: der politische Inte-
ressenvertretung, der Versorgungsgestal-
tung und als Dienstleistung für die sechs 
Ersatzkassen. Mit dieser Entwicklung ver-
knüpft war ein personeller Aufbau in den 
Landesvertretungen – heute sind von 
den 560 Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern des Verbandes mehr als die Hälfte in 
den Landesvertretungen beschäftigt. In 
Schwerin ist die Mitarbeiterzahl von an-
fangs fünf (1992) auf heute 14 gestiegen. 
Unter der Prämisse „Gemeinsam sind wir 
stark“ bedankte sich Christian Zahn bei 
den Mitgliedskassen für ihr Vertrauen 
und bei den Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern in der Landesvertretung für die ge-
leistete gute Arbeit.

Von Anfang an dabei

„Rückblick und Ausblick“, so der Vor-
trag der Stellvertretenden Leiterin des 

GEBURTSSTUNDE des vdek (damals VdAK): mit Dr. Peter Beddies, erster Leiter der Landesvertretung (1992-2003, 
ganz rechts) und dem heute noch amtierenden Henning Kutzbach (BARMER GEK, 2. von links)

In 25 Jahren hat sich die Landesver-
tretung zu einem kompetenten Ver-
tragspartner und zu einer wirksamen 
Interessensvertretung unserer Mit-
gliedskassen entwickelt. Ein Grund, 
nicht nur zurückzuschauen, sondern 
vor allem auch Akzente für die Zukunft 
zu setzen. Gerade in einem Wahljahr, 
die Möglichkeit nutzen, unsere ge-
sundheitspolitischen Positionen zur 
Landtagswahl öffentlich zu diskutie-
ren. Und wir wollen uns gemeinsam 
noch besser aufstellen für die Her-
ausforderungen, die große Fläche und 
dünne Besiedelung an alle Akteure 
stellen. Das heißt für den ambulanten 
Bereich den Einsatz von qualifizier-
tem, medizinischem Fachpersonal, das 
auf Delegationsbasis ärztlichen Leis-
tungen übernehmen und so den Arzt 
entlasten kann. Wir unterstützen eine 
bessere Interaktion, sind für Notfall-
praxen an Krankenhäusern, für die 
Verzahnung des kassenärztlichen Not-
dienstes mit dem Rettungsdienst, so-
wie für abgestimmte Einsätze über 
gemeinsame Rettungsleitstellen. Die 
Krankenhausplanung muss zukünftig 
stärker übergreifende, leistungsspe-
zialisierende Aspekte berücksichtigen 
und Qualitätsaspekte mehr in den Vor-
dergrund rücken. Dafür ist es wichtig, 
dass eine trägerübergreifende Kom-
munikation und letztendlich auch Ko-
operation in Gang gesetzt wird, so wie 
wir sie jetzt bereits in einigen Regio-
nen erkennen können.

K O M M E N T A R

Gesundheitspolitik 
– den Blick voraus-
gerichtet
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KIRSTEN JÜTTNER 
Leiterin der 
vdek-Landesvertretung 
Mecklenburg-Vorpommern



verband der ersatzkassen. juli 2016 /seite 03

D
och demografische Herausforderungen, ländliche Struk-
turen und medizinischer Fortschritt zwingen zum Nach-
denken über die zukünftige medizinische Versorgung. 
Das haben die Ersatzkassen getan, deren grundlegen-

de Positionen wir auszugsweise wiedergeben.
1. Wir wollen auch in Zukunft dazu beitragen, dass die Menschen in 
Mecklenburg-Vorpommern unabhängig von ihrem sozialen Status, 
ihrem Wohnort und ihren medizinischen Behandlungsbedürfnissen 
flächendeckend eine sehr gute medizinische Versorgung erhalten.
2. Die Ersatzkassen werden weiterhin darauf hinwirken, dass 
die Versorgung wirtschaftlich, tragfähig und nachhaltig organi-
siert und gestaltet wird. Dazu müssen wir den Mut finden, alte 
Verfahrenswege zu überdenken, neue Wege einzuschlagen und 
andere Partner beharrlich für andere oder neue Weichenstel-
lungen zu überzeugen.
3. Durch geeignete Arbeitszeitmodelle (Medizinische Versor-
gungszentren, Angestelltenverhältnisse für Ärzte und vor allem 
Ärztinnen) und eine weitergehende Arbeitsteilung zwischen 
Ärzten und medizinischem Fachpersonal (z. B. Praxisassisten-
tinnen), das heißt die Delegation von ärztlichen Leistungen auf 
geschultes Fachpersonal kann den demografischen Herausfor-
derungen begegnet werden.
4. Der Rettungsdienst muss Landkreis übergreifend organisiert 
werden (z. B. zentrale Rettungsleitstellen, gemeinsame Rettungs-
wachen) und moderne bildgebende Verfahren auch im Rettungs-
dienst Eingang finden (Telenotarzt). Außerdem müssen Rettungs-
dienst und Kassenärztlicher Notdienst besser verzahnt werden.
5. Die Qualität der Krankenhausversorgung kann durch mehr Ko-
operation, Konzentration auf effektive Behandlungsabläufe und ei-
nem höheren Maß an Spezialisierung noch gesteigert werden. Das 
Gutachten der GesundheitsConsult GmbH (Hamburg) zur medizi-
nischen Versorgung in Mecklenburg-Vorpommern sollte zwingend 
weiter diskutiert und zur Basis von Reformvorschlägen für die wei-
tere Ausgestaltung der stationären Versorgungslandschaft dienen.
6. Die Ersatzkassen unterstützen die zügige Umsetzung des 
eHealth-Gesetzes, damit sinnvolle, die Qualität steigernde und 
die Transparenz verbessernde Telematikanwendungen schnel-
ler und leichter einführbar werden, um sie für alle nutzbar ma-
chen zu können.

7. Sie setzen sich im Interesse ihrer Versicherten dafür ein, dass 
die notwendigen Qualitätsanforderungen an die Erbringung von 
Pflegeleistungen für alle Pflegebereiche gelten, beispielswei-
se auch für Pflegeformen der Intensivpflege in einer Wohnge-
meinschaft. Außerdem muss die Attraktivität des Pflegeberufes 
erhöht werden.
8. Gesundheitsförderung und Prävention sind eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Die Ersatzkassen unterstützen mit großem 
Engagement die Umsetzung des Präventionsgesetzes in Mecklen-
burg-Vorpommern; insbesondere den Abschluss einer Landesrah-
menvereinbarung, die weitere Verbesserung der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung sowie die Kooperation und Kommunikation mit 
allen Beteiligten.
9. Ein besonderes Augenmerk legen die Ersatzkassen auf die 
Förderung von Arbeitslosen, deren Wiedereinstieg in den Ar-
beitsmarkt auch durch gesundheitsfördernde Maßnahmen un-
terstützt wird.
10. Gemeindegesundheitszentren mit vielfältigen Angeboten für 
Prävention, gesundheitlicher Versorgung, sozialen Interaktivitäten 
oder auch praktischer kommunaler und individueller Hilfe können 
ein Erfolgsmodell für die Zukunft sein. Die Ersatzkassen unterstüt-
zen hierbei die geplanten Modellprojekte und deren Umsetzung in 
die Praxis.  
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V D E K - P R Ä M I S S E N

Die Zukunft liegt in unseren Händen 
– packen wir sie an
Natürlich möchte jeder eine hochwertige medizinische Versorgung im Krankheits- 
oder Verletzungsfall, schnelle Hilfe in der Not, den Hausarzt in unmittelbarer Nähe 
und den Facharzt auch nur ein paar Kilometer um die Ecke. Und das alles zu möglichst 
geringen Beiträgen.
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Spezialisten schon etliche Fahrkilometer 
anfallen. Wenn man dann auf den Öffentli-
chen Nahverkehr angewiesen ist, kann sich 
mancherorts auch schnell eine prekäre Si-
tuation ergeben, weil Verkehrsstrecken ge-
strichen wurden. So geschehen bei der so 
genannten „Südbahn“, bei der das Land 
die Schienenverbindung zwischen Malchin 
und Parchim wegen zu geringen Verkehrs-
aufkommen gestrichen hat. Eine Bürgerini-
tiative sammelt jetzt Unterschriften für ein 
entsprechendes Volksbegehren, dass die 
Strecke wieder aufgenommen wird. Ver-
kehrspolitik und Gesundheitspolitik – auch 
das geht zusammen!

Ersatzkasse report. hat die Gesund-
heitspolitischen Sprecher der aktuell im 
Landtag amtierenden demokratischen 
Volksparteien befragt:

Dabei ist klar, dass das nur zwei von sicher 
ganz vielen interessierenden Fragen sind 
und auch, dass die Antworten aufgrund des 
vorgegebenen Platzes sehr akzentuiert aus-
fallen müssen.  

1 Welche Hauptaufgaben hat Ihre 
Partei in der nächsten Legislatur-
periode in der Gesundheitspolitik 
auf der Agenda?

2. Wie will Ihre Partei die gesund-
heitliche Versorgung über Sektoren-
grenzen hinweg gerade im ländli-
chen Raum gestalten?

D I E  F R A G E N  Z U R  W A H L

A
llerorten sind jetzt Landespoli-
tiker aktiv, um für sich, ihre Par-
tei und für programmatische 
Lösungen zu werben. Sowohl 

etablierte Landtagsabgeordnete sind 
auf Wahltour, aber auch solche, die sich 
Chancen ausrechnen, neu in den Landtag 
einziehen zu können.

Getreu dem Motto: Stimmen gewinnt 
man nur an der Basis, besuchen sie Er-
zieherinnen, Ärzte und Pflegepersonal in 
Krankenhäusern, Lokomotivführer, Arbei-
ter in Betrieben, Bürgerversammlungen 
oder auch Veranstaltungen wie Messen 
und Volksfeste.

Sie kommen mit den potentiellen Wäh-
lern ins Gespräch, zu wichtigen Themen 
wie die Asylpolitik, die Arbeitsmarktsitu-
ation, zu Kindergartenplätzen, die Schul-
politik, die Situation der Werften und 
Theater im Land und ganz sicher auch zu 
Fragen, wie sie die gesundheitliche Ver-
sorgung im Land verantwortlich weiter 

gestalten wollen. Für die Bürger stehen 
oftmals ganz pragmatische Dinge im Vor-
dergrund: Bekomme ich schnell einen Ter-
min beim Facharzt? Muss meine Tochter 
zur Geburt weit fahren? Was ist, wenn in 
zwei Jahren mein Hausarzt in Rente geht? 
Oder: Muss ich in Zukunft noch mehr Kran-
kenkassenbeitrag zahlen?

Dahinter steht oft die Sorge, wie die 
medizinische Versorgung angesichts des 
demografischen Wandels und der dünn 
besiedelten Regionen unseres Landes 
in den nächsten Jahren effektiv gestaltet 
werden kann.

In einem Flächenland wie Mecklen-
burg-Vorpommern ist die Organisation der 
gesundheitlichen Versorgung besonders 
schwierig, mit etwa 69 Bewohner auf ei-
nen Quadratkilometer und mehreren Groß-
kreisen, von der Fläche jeweils größer als 
das Saarland. Da wird schnell klar, dass der 
Hausarzt eben nicht „gleich um die Ecke“ 
praktiziert und auch für die Fahrt zu einem 

L A N D T A G S W A H L  2 0 1 6

Wir haben die Wahl: 
Aber was haben die Parteien auf der 
 gesundheitspolitischen Agenda?
Der Landtagswahltermin wirft seine Schatten voraus. Am 4. September sind 
hunderttausende Mecklenburger und Vorpommer aufgerufen, die Volksvertreter 
für die neue Landtagsperiode zu wählen.

SCHWERINER SCHLOSS  Hier wird sich im Herbst 2016 der Landtag neu konstituieren
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1. Wir werden dafür Sorge tragen, dass Mecklenburg-Vorpommern eine flächendeckende, qualitativ hoch-
wertige Krankenhauslandschaft mit Spezialisierungen vor Ort vorhalten wird. Wir werden uns auch in 
der nächsten Legislaturperiode dafür einsetzen, dass alle Krankenhausstandorte erhalten bleiben.
Für die Sicherstellung der pflegerischen Versorgung muss das Angebot an Fachkräften ausgebaut und ge-
sichert werden. Menschen zu pflegen ist eine schwere und verantwortungsvolle Arbeit. Wir setzen uns 
für eine umfassende Wertschätzung der Pflegeberufe ein. Der Pflegeberuf braucht eine stärkere Lobby.
Mit Vorbeugung kann man Krankheiten verhindern. Trotz hoher Impfbereitschaft in Mecklenburg-Vor-
pommern machen wir uns für eine Impfpflicht für alle Kinder stark.
Wir setzen uns für gezielte Präventionsmaßnahmen von der Kita, über Schule bis hin zur betriebli-
chen Gesundheitsförderung ein und wollen das bestehende Angebot ausbauen. Die CDU setzt sich 
dafür ein, dass die Niederlassungsbedingungen für Landärzte deutlich verbessert werden. Die Tele-

matikinfrastruktur muss flächendeckend voran gebracht werden.
2. Der demographische Wandel und der damit verbundene Fachkräftemangel hat Mecklenburg-Vorpommern bereits jetzt 
erfasst. Eine Zusammenarbeit ambulanter und stationärer Akteure ist unabdingbar.
Die CDU setzt sich dafür ein, dass die Arbeitsbedingungen und -möglichkeiten für Ärzte effizienter gestaltet werden. Das 
gilt auch für die jeweiligen Partner der Niederlassungswilligen.
Staatlich subventionierte Arztpraxen sowie ein Stipendienprogramm für Medizinstudenten, die sich verpflichten, als Land-
arzt zu praktizieren, sind sinnvolle Ideen, um die medizinische Versorgung sicherzustellen – gerade und insbesondere für 
Landeskinder.

C D U

Alle Krankenhausstandorte sollen erhalten bleiben

BERND SCHUBERT, 
CDU
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1. Wir wollen, dass die Menschen gut medizinisch versorgt werden: von der Geburt bis ins hohe Al-
ter. Die Sicherung einer bedarfsgerechten und flächendeckenden Gesundheitsversorgung gerade auf 
dem Land bleibt daher zentrale Aufgabe unserer Politik.
Dabei wird es bspw. um Themen wie Fachkräftegewinnung, Vernetzung, grenz- und sektorenüber-
greifende Zusammenarbeit und einem verstärkten Einsatz moderner Technologien gehen. Gerade 
mit Blick auf die besondere demographische Entwicklung Mecklenburg-Vorpommerns und die sich 
damit verändernden Versorgungsbedarfe bei gleichzeitig knapper werdenden Ressourcen sind die 
vorhandenen Strukturen stärker miteinander zu verknüpfen.
Insbesondere im ländlichen Raum müssen neue Wege gegangenen werden, um die Angebotsstruk-
turen zu sichern und bestmöglich für die Menschen zu nutzen. Das wird nur durch eine gemeinsame, 
regional abgestimmte Herangehensweise mit allen Akteuren im Gesundheitsbereich gelingen.

2. Künftig müssen in Anknüpfung an die gute Erfahrung mit den Polikliniken ambulante und stationäre Angebote stär-
ker vernetzt werden. Die Krankenhäuser spielen dabei eine zentrale Rolle. Wir wollen mit den Krankenhausstandorten 
die heutigen Anker der medizinischen Versorgung in der Fläche erhalten und diese ggf. durch lokale Gesundheitshäuser 
 ergänzen.
Durch abwechselnde Sprechzeiten von Allgemeinmedizinern und Fachärzten und den Einsatz von Telemedizin gelingt auch 
die Versorgung in den dünn besiedelten ländlichen Räumen. Dazu gilt es, den fachlichen Austausch zwischen Ärzten in der 
Grund- und Spitzenversorgung zu erleichtern und die Bildung von Netzwerken bspw. bei der Schlaganfallversorgung und 
im Rettungsdienst weiter zu unterstützen.

S P D

Sicherung der flächendeckenden Versorgung ist zentrale Aufgabe

JULIAN BARLEN 
SPD

P O S I T I O N E N
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1. Wir sind für den Erhalt der Krankenhausstandorte im Land. Statt ruinöser Konkurrenz wollen wir 
sinnvolle, auch sektorenübergreifende Kooperationen, die ohne Qualitätseinbußen zu mehr Effekti-
vität und mehr Behandlungsqualität führen.
Es muss eine bessere Abstimmung der Notfallversorgung in den Krankenhäusern, Rettungsdiensten 
und dem ärztlichen Bereitschaftsdienst stattfinden. Außerdem sollen Mindeststandards beim ärzt-
lichen und pflegerischen Personal eingeführt werden, die sich an den Empfehlungen der jeweiligen 
Fachgesellschaften orientieren. Wir wollen der Gesundheitsförderung und Prävention stärken. Dazu 
muss auch der Öffentliche Gesundheitsdienst verbessert werden. Hier sehen wir die Pflicht der Lan-
desregierung, mehr Verantwortung zu übernehmen. Schließlich sind wir für klare Vorgaben, Effi-
zienz- und Effektivitätskontrollen, für passgenaue Hilfen und niedrigschwellige Angebote. Und wir 
setzen uns für die Förderung der Weiterbildung in der Geriatrie und geriatrischen Rehabilitation ein, 

damit ein bedarfsgerechtes wohnortnahes Versorgungsangebot entsteht.
2. DIE LINKE ist für eine regional vernetzte, sektorenübergreifende Versorgung; die auch im ländlichen Raum eine wohnort-
nahe Versorgung sichert. Starre Sektorengrenzen müssen überwunden werden. Dabei ist für uns die bessere Abstimmung 
der Leistungserbringer und die Stärkung der Hausärzte unabdingbar.
Die Kommunen sind bei der Gewinnung von ambulanten Medizinern zu unterstützen, u.a. durch die Förderung von Medi-
zinstudenten, die sich für eine Tätigkeit im ländlichen Raum entscheiden.
Wir treten für den Ausbau arztentlastender Dienste (VERAH, VERAH-Care, NäPA) ein. Für eine Verbesserung der Gesund-
heitsversorgung wollen wir auch die Telemedizin fördern und ausbauen.

D I E  L I N K E

Grundlagen für die Arbeit des ÖGD müssen sich verbessern

KAREN STRAMM 
DIE LINKE
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1. Als bündnisgrüne Fraktion setzen wir uns in erster Linie ein für eine regionalisierte, partizipative und 
integrative Versorgungsplanung; für eine präventive, lebenslang begleitende und interdisziplinäre Fa-
miliengesundheitspflege nach dem Modell der Weltgesundheitsorganisation. Außerdem sind wir für 
die Absicherung des Hebammenberufs, Geburtswahlfreiheit und die Förderung der natürlichen Geburt 
und für die wirksame Beteiligung unabhängiger Patientenvertretungen. Im Bereich Rettungsdienst for-
dern wir kürzere Rettungswege und eine bessere Ausbildung von Notfallsanitätern und Leitstellen-
disponenten. Wir sind für eine nachhaltige Fachkräftesicherung in den ambulanten wie stationären 
Gesundheits- und Pflegeberufen durch verbesserte und erleichterte Qualifizierung, Anerkennung, Ent-
lohnung, Arbeitsbedingungen und für die Einrichtung einer Pflegekammer. Natürlich müssen alle Men-
schen einen gleichberechtigten Zugang zur Gesundheitsversorgung erhalten, das gilt selbstverständ-
lich auch für Asylsuchende.

2. Das bündnisgrüne Konzept der ‚Poliklinik 2.0‘ kann Kommunen aus einem Baukasten integrierter Versorgungsformen wirk-
same und finanzierbare Gesundheitsangebote auch jenseits der Konzentration auf die großen Klinikstandorte in den Ober-
zentren ermöglichen. Das ist pragmatisch gedacht im Sinne der Menschen.
 Von Gemeindeschwestern über Tandempraxen, Ärztehäusern, Lokalen Gesundheitszentren und Medizinischen Versorgungs-
zentren bis hin zu kleinen Krankenhäusern mit Grundversorgung und landesweit abgestimmter Spezialisierung bieten sich 
dafür ortsnah und bedarfsgerecht angepasste, sektorübergreifende Lösungen an.
Die von uns außerdem geforderte ÖPNV-Reform mit landeseinheitlichem Netz und Tarifsystem, integralem Taktfahrplan und 
vielseitiger Flächenerschließung wird alle Menschen zügig dahin transportieren, wo ihnen geholfen wird.

B ‘ 9 0 / G R Ü N E

„Baukastenkonzept“ soll wirksame Gesundheitsangebote generieren

SILKE GAJEK 
B‘90/DIE GRÜNEN
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Remis bei der EM – „Sieg“ für 
den Landesausschuss
Wie kann man den Innovationsfonds mit Leben erfüllen und  welche 
 Herausforderungen sind bei der gesundheitlichen Versorgung in 
 Flächenländern zu meistern – diese beiden Themen standen im Mit-
telpunkt der diesjährigen gemeinsamen Klausurberatung.

K
ann man bessere Voraussetzun-
gen für eine Klausurberatung 
 finden, als ländliche Ruhe und 
(fast) kein Handyempfang? Die 

Beratung der beiden Landesausschüsse 
der Ersatzkassen aus Schleswig-Holstein 
und Mecklenburg-Vorpommern fand in 
diesem Jahr im Bücherhotel Groß Bree-
sen („Mecklenburger Schweiz“) statt.

Heiß diskutiert: Innovationsfond 
und Krankenhausplanung

Das Thema „Innovationsfonds“ stand 
im Mittelpunkt des Impulsreferates des 
 Abteilungsleiters Ambulante Ver sorgung 
der vdek-Verbandszentrale,  Boris von 
Maydell. Intensiv wurden Gedanken aus-
getaucht, welche Projekte sich für den 
„Innovationsfonds“ eignen und wie Bun-
des- und Länderebene dabei  miteinander 
kooperieren sollten. Richtung weisend ist 
ein Modellprojekt des Ersatzkassenver-
bandes mit der Universität Rostock, bei 

dem der Einsatz nichtwirksamer Antibio-
tika deutlich gesenkt werden soll.

Eine weitere Diskussion führten die Er-
satzkassenvertreter mit der Abteilungslei-
terin Gesundheit des Sozialministeriums, 
Frau Dr. Sibylle Scriba. Die Themenpalette 
war breit gezogen, von der Gesundheitsmi-
nisterkonferenz, über die Investitionsför-
derung in Krankenhäusern, die Einhaltung 
von Qualitätsstandards bei Operationen 
bis hin zur Gewinnung von Fachkräften 
für den pflegerischen Bereich. Ein we-
sentliches Fazit der Diskussion: Bei allen 
Veränderungen und strukturellen Umge-
staltungen im medizinischen Versorgungs-
bereich ist es notwendig, die Bevölkerung 
nachhaltig einzubeziehen.

Hervorgehoben werden sollte noch 
der intensive Gedankenaustausch zwi-
schen den vdek-Kollegen beider Länder, 
das Stöbern in den über 300.000 Büchern 
des Hotels und nicht zuletzt das „public 
viewing“ des EM-Spiels Deutschland ge-
gen Polen (0:0).  

GEMEINSAM BERATEN  Kolleginnen und Kollegen aus Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern, 
vdek-Abteilungsleiter Boris von Maydell (ganz rechts)

Es ist schon paradox; eine fast un-
heimliche Macht zapft die Liquidi-
tätsreserven des Gesundheitsfonds 
an – Strafzahlungen der Europäi-
schen Zentralbank (EZB). Der Ge-
sundheitsfonds der gesetzlichen 
Krankenversicherungen, überwie-
gend gefüllt mit Beiträgen von ge-
setzlich Versicherten, plus ein paar 
Steuermilliarden, sorgt dafür, dass 
jede Krankenkasse ausreichend Gel-
der für die medizinische Betreuung 
ihrer Versicherten erhält. Damit im-
mer eine Liquiditätsreserve im Topf 
verbleibt, müssen Gelder kurzfris-
tig angelegt werden – ein normales 
Geschäft, sollte man meinen. Aber 
hier schlägt die Zinspolitik der EZB 
zu. Diese Termingelder werden ne-
gativ verzinst. Die Folge: Der Fonds 
musste im vergangenen Jahr auf sei-
ne 10 Milliarden Euro Rücklagen 1,8 
Millionen an Strafzinsen zahlen. In 
diesem Jahr könnte es sogar noch 
wesentlich mehr werden. Absurd. 
Eigentlich müsste man die solida-
risch aufgebrachten Beitragsmilliar-
den davon ausnehmen, wenigstens 
aber, so die Forderung der Ersatz-
kassen, die Reserve des Fonds auf 
35 Prozent einer Monatsausgabe zu-
rückfahren. Dadurch würden ca. vier 
Milliarden frei, die man sinnvoller 
Weise den Krankenkassen zur Ver-
hinderung von Zusatzbeiträgen zu-
weisen könnte.

F I N A N Z E N

Strafzinsen fressen 
Beiträge auf
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mecklenburg-vorpommern

Fünfzehn Hospizdienste aus Meck-
lenburg – Vorpommern erhal-
ten jetzt im Rahmen der Förderung 
der ambulanten Sterbebegleitung 
für das Jahr 2015 einen Förderbe-
trag von insgesamt fast 1,1 Millio-
nen Euro. Dieser deutliche Sprung 
von 40 Prozent auf den Förderbei-
trag des Vorjahres (2014) resultiert 
vor allem daraus, dass jetzt auch 
Sachkosten für die Ehrenamtlichen 
bezahlt werden können. Insgesamt 
übernehmen damit die Krankenkas-
sen einen wesentlichen Teil aller 
notwendigen Kosten für eine bis zu-
letzt würdevolle Betreuung sterben-
der Menschen und der ihnen nahe 
Stehenden durch ausgebildete Fach-
kräfte und Ehrenamtliche.
Zu den Sachkosten gehören zum Bei-
spiel Fahrkosten der ehrenamtlichen 
Helfer, Betriebskosten eines PKW ei-
nes Hospizdienstes, die Kosten für 
die Personal- und Lohnbuchhaltung, 
Mieten, Energie- und Reinigungs-
kosten, Büromaterial, Büromöbel, 
Druckkosten oder diverse Versiche-
rungen (Haftpflichtversicherung, 
Dienstreiseversicherung).
Im Jahr 2015 haben die geförderten 
ambulanten Hospizdienste in Meck-
lenburg-Vorpommern mit insgesamt 
581 ehrenamtlich Tätigen 731 Sterbe-
begleitungen in Haushalten und Fa-
milien erbracht.

Auch in diesem Jahr hat die vdek-
Landesvertretung gemeinsam mit 
dem VVA-Verlag wieder einen 

Pflegeleitfaden und ein Pflegeverzeich-
nis herausgegeben. Wenn Pflegebedürf-
tigkeit eintritt und professionelle Pflege 
und Hilfe notwendig wird, ist es für Ange-
hörige oft nicht so einfach, ein geeigne-
tes Pflegeheim oder einen Pflegedienst zu 
finden. Hierbei kann die vdek-Pflegebro-
schüre ein geeigneter Einstieg sein. Neben 
grundsätzlichen Ausführungen zu Leistun-
gen der gesetzlichen Pflegeversicherung 
finden sie hier auch Hinweise zu Pfle-
geanbietern in ihrer Nähe; zur besseren 
regionalen Übersicht noch nach den al-
ten Landkreisen geordnet. Fragen Sie ihre 
Krankenkasse nach der Broschüre oder in-
formieren sie sich direkt im Internet unter: 
www.vdek.com/content/vdeksite/LVen/
MVP/Ueber_uns/Veroeffentlichungen.

P F L E G E B R O S C H Ü R E

Hilfe im Pflegefall
S T E R B E B E G L E I T U N G

Hospizförderung 
überschreitet 
 Millionengrenze

• Pflegedienst Lemke, Wiesenweg 11
(038306) 20093

• Volkssolidarität Sozialstation, Ringstraße 116
22421Dranske

Vorwahl (038391)
• AKW Amb. Krankenpflegedienst, Max-Reichpietsch-Ring 18

12277
• JUH Pflegedienst, Schulstraße 2 939999Garz

Vorwahl (038304)
• DRK Sozialstation, Hunnenstraße 5a 263Lancken-Granitz Vorwahl (038303)

• Amb. Pflegedienst Kleine Antje, Dorfstr. 8 a 92924Niepars
Vorwahl (038321)

• MPH Pflegedienst, Feldstraße 13
466Ostseebad Binz Vorwahl (038393)

• HKP Timm & Team, Margarethenstraße 14 31386Papenhagen Vorwahl (038325)
• Die Pflegeprofis, Dorfstr. 18

658809Preetz
Vorwahl (038323)

• Amb. Pflege Haus am Tannenkamp, Stralsunder Str. 1
917992Putbus

Vorwahl (038301)
• Knapp Pflegedienst, Vilmnitzer Dorfstr. 2 61144Sagard

Vorwahl (038302)
• Inselpflege Sonnenblume, Schulstraße 116 99975Sassnitz

Vorwahl (038392)
• Ambulante Pflege Undine, Bachstr. 16 36046
• DRK Sozialstation, Klaipedaer Str. 30 32227Sellin

Vorwahl (038303)
• Amb. Pflegedienst Heike, Freidrich von Hagenow Str. 34

371015Wittenhagen Vorwahl (038327)
• Ambulanter Pflegedienst Beeskow, Amtsweg 12

697371Kurzzeitpflege
Bergen

Vorwahl (03838)
• Sana Kurzzeitpflege am Raddas, Calandstr. 7/8

391470
• Senioren-Zentrum Am Park, Parkstr. 3 20180Sassnitz

Vorwahl (038392)
• BLW Seniorenzentrum Saßnitz, Mukraner Str. 3

5460Tagespflege
Altenkirchen Vorwahl (038391)
• Tagespflege Wittow, Zur Donitz 5 768298

Baabe
Vorwahl (038303)

• Tagespflege Mönchgut, Friedrich-von-Hagenow-Str. 34
371015Bergen

Vorwahl (03838)
• DRK Tagespflege, Kosmonautenweg 4 255731
• Tagespflege Flaschenpost, DSF 63 a 828566Preetz

Vorwahl (038323)
• Haus am Tannenkamp, Stralsunder Str. 1

917992Sassnitz
Vorwahl (038392)

• Undines Tagespflege, An der Siedlung 8 63160Steinhagen
Vorwahl (038327)

• Goldener Herbst Tagespflege, Heuweg 12 693352Vollstationäre EinrichtungenBergen
Vorwahl (03838)

• DRK Pflegeheim, Ruschvitzstraße 37 8120
• Senioren-Zentrum Am Park, Parkstr. 3 20180Gingst

Vorwahl (038305)
• DRK Pflegeheim Gingst, Mühlenstr. 46 e 5310Glowe

Vorwahl (038302)
• DRK Pflegeheim Glowe, Hauptstr. 53 88920Göhren

Vorwahl (038308)
• Haus Gottesgruß, G.-Hauptmann-Straße 3 5510Ostseebad Binz Vorwahl (038393)

• DRK Haus Stubnitz, Mukraner Str. 3 4250Putbus
Vorwahl (03801)

• DRK Pflegeheim Zur Goor, Chausseestr. 1 a
890790Sassnitz

Vorwahl (038392)
• BLW Seniorenzentrum, Mukraner Str. 3 5460Hansestadt Stralsund Vorwahl (03831)Ambulante Pflegedienste• Ambulante Pflege Streufert, Gustower Weg 6

271227
• ASB Sozialstation, Maxim-Gorki-Str. 26a 292732
• Caritas-Sozialstation, Jungfernstieg 4a 292327
• Cura-Domus, Frankendamm 67 2033810
• Delphin-Pflegedienst, Jungfernstieg 16 493200
• Diakonie-Sozialstation, Hans-Fallada-Str. 10

391221
• DRK Sozialstation, Hafenstraße 21 390407
• Gartenhaus Pflegedienst, Langenstr. 51 303710
• Hanse Samariter Team, Mönchstraße 8a 343482
• HKP Nordlicht, Knieper Damm 25 3555540
• Häusl. Pflegedienst Tesch, Marienstr. 6a 498659
• HESTIA Pflege, Schillstraße 39-39a 374910
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PflegesachleistungPflegebedürftige haben bei häuslicher Pflege Anspruch auf Grundpflege und hauswirtschaftli-

che Versorgung als Pflegesachleistung. Die häusliche Pflege wird hierbei durch geeignete

Pflegekräfte (Pflegedienste) erbracht, die in einem Vertragsverhältnis zur Pflegekasse stehen. 

Der Umfang der Leistungen je Kalendermonat richtet sich nach der Pflegestufe 

und beträgt:

Pflegebedürftige der Pflegestufen I oder II, bei denen zusätzlich auch eine erheblich einge-

schränkte Alltagskompetenz vorliegt, haben Anspruch auf erhöhte Sachleistungsbeträge: 

Pflegestufe I: 689 Euro, Pflegestufe II: 1.298 Euro je Kalendermonat.Personen, die keine körperlichen Beeinträchtigungen haben, aber in ihrer Alltagskompetenz

eingeschränkt sind (sog. Pflegestufe 0), haben einen Anspruch auf Pflegesachleistungen von

bis zu 231 Euro je Kalendermonat.
Pflegegeld
Anstelle der häuslichen Pflege durch einen Pflegedienst können Pflegebedürftige die Pflege in

der häuslichen Umgebung auch durch Angehörige, Lebenspartner oder sonstige

Pflegepersonen selbst sicherstellen. Hierfür erhalten sie ein Pflegegeld. 

Der Umfang der Leistungen je Kalendermonat richtet sich nach der Höhe der

Pflegestufe und beträgt:

Pflegebedürftige der Pflegestufen I oder II mit eingeschränkter Alltagskompetenz haben

Anspruch auf erhöhte Leistungsbeträge: Pflegestufe I: 316 Euro, Pflegestufe II 545 Euro je

Kalendermonat.

Personen ohne Pflegestufe, die in ihrer Alltagskompetenz eingeschränkt sind (Pflegestufe 0),

haben einen Anspruch auf Pflegegeld in Höhe von 123 Euro je Kalendermonat.

Pflegebedürftige, die ausschließlich Pflegegeld erhalten, haben je nach Pflegestufe einmal

halbjährlich (PS I und PS II) bzw. vierteljährlich (PS III) einen Beratungseinsatz durch einen

professionellen Pflegedienst, eine von der Pflegekasse beauftragte Pflegekraft oder eine von

den Landesverbänden der Pflegekassen anerkannte Beratungsstelle wahrzunehmen.

Pflegebedürftige der sog. Pflegestufe 0 können einmal halbjährlich einen Beratungseinsatz in

Anspruch nehmen. Der Beratungseinsatz bietet pflegefachliche Unterstützung und soll zur

Verbesserung der Versorgungssituation beitragen.
KombinationsleistungIm Rahmen der Kombinationsleistungen können die Pflegesachleistung und das Pflegegeld je

nach Bedarf anteilig beansprucht werden. Wird die Kombinationsleistung gewählt, sind

Pflegebedürftige an diese Entscheidung für mindestens sechs Monate gebunden.

Pflegestufe I
468 Euro Pflegestufe II

1.144 Euro Pflegestufe III
1.612 Euro Härtefall

1.995 Euro

Pflegestufe I
244 Euro Pflegestufe II

458 Euro Pflegestufe III
728 Euro

Pflegeleitfaden und

Pflegeverzeichnis

Mecklenburg-Vorpommern

www.vdek.com
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Erfolgreiche Menschen haben eine 
Eigenschaft, die sie von anderen un-
terscheidet und doch sofort wahr-
nehmbar ist: Gelassenheit. Sie meis-
tern schwierige Situationen scheinbar 
mit Leichtigkeit, persönliche Angriffe 
prallen an ihnen ab und selbst unter 
hohem Druck bleiben sie leistungsfä-
hig. In einer der wahrscheinlich span-
nendsten Reisen, der Reise zu ihrem 
eigenen Leben, bringt ihnen Dr. Denis 
Mourlane das Konzept der Resilienz 
näher und zeigt ihnen, wie sie diese in 
ihren Alltag integrieren können.

Denis Mourlane 
Resilienz 
2015, 226 S., € 24,80 
Verlag BusinessVillage

Mit einer guten Verhandlungsstra-
tegie kann man viel Geld einsparen. 
Wenn sie nicht länger vor ausgebuff-
ten Strategen kapitulieren wollen, 
bietet dieser systematische Ratgeber 
schnelle und praxistaugliche Hilfe. Er 
versetzt sie in die Lage, viele Ver-
handlungen zu Gewinn bringenden 
Ergebnissen zu führen und dabei 
einen Wert schätzenden Umgang 
mit ihren Verhandlungspartnern zu 
pflegen. Sie erhalten einen syste-
matischen Ablaufplan mit konkreten 
Handlungsempfehlungen und Lösun-
gen für schwierige Situationen.

Urs Altmannsberger 
Profitabler Einkauf 
Wie sie garantiert das beste 
Angebot verhandeln 
2016, 180 S., € 19,90 
GABAL Verlag

B Ü C H E R

Die  unentdeckte 
 Fähigkeit der 
 Erfolgreichen

Garantiert das beste 
Angebot verhandeln
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